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Zweites Abonnement .

Ein Abonnement bestebt
»uS 25 Nummern und
kostetEr . Durch die Post
bezogen für Baden 4* kr.
Die Bestellungen sind für
irres folgende Abonne¬

ment zu erneuern .
Zeitung. Man abonnier bei rei »

nachstgclegenenPostamtr
in Harlsrübe bei Malsch
und Vogel , von welchen
daS Blatt auch im Buch -
bändlerwege zu bezieden

in .

Verhandlungen der II . Kammer der badischen Stände im Jahre 1842 . f24 . Huni.^

HerauSgegeben von den Abgeordneten

Vajsermann , Vissing , v . Ähstein , Kuenzcr, Martin , Niirdeschwendrr , Sander , Welcher und Weller.
Redigirt von dem Abg . Karl Mathy . — Druck von Malsch und Vogel in Karlsruhe .

vs Mit gegenwärtigen Nummern dieses Blattes läuft das zweite Abonnement der Landtags- Zeitung zu
Ende . Für das dritte , welches unmittelbar darauf folgt , sind die Bestellungen zu erneuern
und wir ersuchen die auswärtigen Leser , dies bei Zeit zu thun , damit die Zusendung der Blätter nicht eine
Unterbrechung erleide , die ihnen diesmal um so unangenehmer seyn würde , da sehr wichtige Verhandlungen
gerade in die ersten Nummern des dritten Abonnements fallen werden .

Auf das erste und zweite Abonnement werden fortwährend Bestellungen angenommen . Bei der über¬
raschend großen , noch täglich zunehmenden Leserzahl , welche die Landtags - Zeitung in der kurzen Zeit ihres
Bestehens gewonnen hat , haben wir die Allflage verstärkt . Wir werden überhaupt keine Kosten scheuen,
um auch spätere Nachfragen wo möglich zu befriedigen , da wir in der großen Verbreitung dieses Blattes
ein erfreuliches Zeichen der Theillrahme des Volkes an dem öffentlichen Leben erblicken.

14te öffentliche Sitzung der 2 . Kammer .

Karlsruhe , 23 . Juni . Präsident : Bekk . Rcgicrungs -

koinmission Frhr . v. Rüdt .
Das Sccrctariat zeigt an : eine Eingabe dcö praktischen

Arztes Brodhag zu Lörrach , sein Gesuch um Vergütung
für Versrhung des Physikais betreffend .

Der Abg . Basscrmann kündigt eine Motion an ,
bezweckend die Erwirkung eines GesetzcsvorschlagS , durch
welchen unser jetziges Steuersystem thcilweise geändert , und
dein Grundsätze gerechter Verthcilung unter die Sleuer -

pflichtigen nach Vcrhältniß ihres Vermögens genähert werde .
Die Begründung der Motion wird auf nächsten Dienstag
an beraumt .

Welcher übergibt : l ) eine Petition dcS Altlehrerö
Joseph Bruggcr von Grünwald , AmtS Neustadt , um Ver¬

leihung eines Puhegehalls . 2 ) Eine Bitte der Handwerks¬
meister zu Freiburg , um Hülfe für die Gewerbe . 3 ) Eine

Eingabe mehrerer Gemeinden dcS Amts Neustadt , ver¬
schiedene Belastungen betreffend . Endlich übergibt derselbe
eine Erklärung dcS größeren TheilS der 63 Bürger von

Freiburg , welche die Eingabe gegen die Wahl daselbst
unlerzeichncl haben , in Beziehung auf die Acußerungcn
deS Abg . Wagner , die sie , so weit darin ihrer Ehre zu
nahe getreten wird , für eine öffentliche Unwahrheit erklären .

v . I tz st e i n übergibt eine Petition des Oekonomcn Fuchs

in Sinsheim , die Ungültigkeit der Wahl des Abg . Gast -

roph betreffend . Es scheine deßhalb rathsain , die Verhand¬
lung über diese Wahl heute auszusetzen . — Es wird be¬

schlossen , die Eingabe dein Berichterstatter zu übergeben ,
um zu beurthcileii , ob die Diskussion heute statt finden
könne .

M e y c r richtet an den Herrn Präsidenten deö Mini¬
steriums des Innern die Frage : wie lang es noch dauern
werde , bis die Zehntbaulasten auSgemittelt styn werden ,
und dann , warum jenen Gemeinden , welche die Zchnt -

ablösungsvcrträge schon abgeschlossen haben , der Staats -

bcitrag von einem Fünftel nicht an ihrer Schuldigkeito -

suinmc mit Zins und Zinseszinscn abgerechnet werde , in¬
dem solche Gemeinden alljährlich von ihrer Activfordcrung
ungerechterwcise ein Procent verlieren müssen ? Er stell !

daher den Antrag , noch während dieses Landtags diesem
Uebelstanv abzuhelfcn , und hofft , daß dieser Antrag unter¬

stützt werde .
v - Jtzstein bemerkt , daß diese Sache von der höchsten

Wichtigkeit sei ; cs werde aber zweckmäßig seyn , sie zum
Gegenstand einer eigenen Besprechung zu machen . Die

Verzögerung sei allerdings unbegreiflich , er werde darüber

ebenfalls Beiträge liefern ; cs sei wünschenswerth , von der

Regierung zu vernehmen , ob nicht Abhülse möglich sei und
wo die Hindernisse liegen . ,

Frhr . v. Rüdt erwidert vorläufig , daß die gesetzlichen
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Vorkehrungen zum Vollzug getroffen seien . Daß die Ab »

schätzungen nicht so schnell , wie allgemein gewünscht wird ,
vor sich gehen , liege darin , daß man nicht eine hinreichende

Anzahl geübter Taratorrn habe . Er , als Zehntberechtigler ,
kenne diese Verhältnisse genau . Die Frage wegen deS

StaatSbcitragS hänge von dem Abschluß der Verträge ab ,
die nicht eher auSgesertigt werden dürfen , bis die Bau¬

lasten konstatirt seien .

Auf die Bemerkung des Abg . Sander , daß eine Mo »

tion in der ersten Kammer über das Zchntgesetz begründet
worden sei und in die zweite Kammer gelangen werde ,
wo dann die Sache erörtert werden könne , behält sich der

Abg . Meyer bis dahin daö Weitere vor .

v . I tz st e i n frägt , in Betreff der Wahl in Labr , welche

auf den 4 . Juli anberaumt ist , ob es in dem Willen des

Ministeriums des Innern liege , daß die Sache so weit

hinausgeschoben werde . Ein fehlender Wahlmann sei am

15. Juni gewählt worden , die Wahl hätte also wohl frü¬

her angeordnet werden können .

Frhr . v . Rüdt . Die Bestimmung deS Wahltags sei

Sache des Wahlkommissärs , her dabei die Termine eiuzu -

halten habe . Von dem Tage der Wahlmännerwahl kön¬

nen einige Tage bis zur offiziellen Anzeige verstrichen seyn ;
dann müssen die Einladungsschreiben ausgefertigt und den

Wählern wenigstens sechs Tage vor der Wahl insinuirt

werden ; er finde eine besondere Verzögerung darin nicht .

v . I tz st e i n . Wenn der Herr Sprecher der Regierung
die Tage berechne , werde sich zeigen , daß am 27 . Juni

die Wahl hätte angeordnet werden können .

Frhr . v. Rüdt . Der Wahlkommissär sei nur der Re¬

gierung verantwortlich , er müsse sich an die Formen hal¬

ten , und da so viele Ausstellungen hier gemacht würden ,

bedurfte er wohl Zeit um sich zu präpariren . Der Redner

geht auf die Geschäfte des Wahlkommissärs näher ein , um

uachzuweisen , daß die Anordnung der Wahl iu Lahr nicht

absichtlich verzögert worden sei .

Bassermann erwähnt , daß derCensor in Mannheim

an den Berichten der dortigen Abendzeitung über die Ver¬

handlungen bedeutend streiche. Er habe es besonders auf

den Abg . v . Jtzstein und ihn abgesehen , streiche ihre Reden

und lasse die der Gegner stehen , während im Mannheimer

Journal , das freilich diese Reden selten wiedergebe , keine

Striche vorkämen . Eö sei doch endlich Zeit , daß die badi¬

sche Regierung die Censur fallen lasse , nachdem ein abso¬

luter Staat , Preußen , die Presse faktisch sich freier bewegen

lasse. Ganz besonders aber sei es die Pflicht der Regie¬

rung , dafür zu sorgen , daß die Verhandlungen der Volks¬

vertreter dem Volke unverstümmclt vor Augen kommen ;

dieselben sollen nach der Verfassung öffentlich seyn , dicß
seien sie aber in Wahrheit nur dann , wenn sie von der

Censur nicht gefälscht werden . Der Redner will hoffen ,
daß das Verfahren des Mannheimer Censors nicht auf
Befehl der Regierung geschieht , bittet aber , daß der Herr
Präsident deS Innern den Censor anwcise , sich so unge¬
bührlicher Striche zu enthalten ; daß er es vielmehr der

Regierung und ihren Vertheidigern auf diesen Bänken

überlasse , unsere Reden durch Gründe zu widerlegen , denn

ein Strich sei keine Widerlegung .
Frhr . v Rüdt entgegnet , die Sensoren haben ihre In¬

struktionen und gegen ihre Striche stehe der Rekurs an die

Vorgesetzte Staatsbehörde offen .
Bassermann . Dieö sei keine Vertröstung . Bis der

Rekurs ausgeführt und entschieden sei, verstreiche die rechte

Zeit zur Veröffentlichung ; das Rckursrecht sei daher nur

illusorisch .
Trefurt . Seit 9 Jahren , während welcher er in die-

sein Saale sitze , habe er noch nie für seine Person das

Wort ergriffen , am wenigsten wegen eines Zeitungsarti¬
kels . Allein in der letzten Sitzung sei er von dem Abg .
Welcher etwas hart angegriffen worden , wegen eines Ar¬

tikels in der Freiburger Zeitung . Er sei im Augenblick auf
eine Antwort nicht gefaßt gewesen , da er sein Urtheil über

Vorgänge in der Kammer nicht auö Zeitungen schöpfe und

auch seine eigenen Artikel nicht Nachlese. Jetzt habe er den

Aufsatz in der Freiburger Zeitung gelesen , könne aber ei¬

nen hämischen Seitenblick darin nicht entdecken. Es befinde
sich neben der Bemerkung , daß mehrere Mitglieder sich er¬

hoben hätten , in Parenthese die Bemerkung : „ Die Kam¬

mer , Karlsruher Zeitung " . Dieö war wohl eine gewissen¬
hafte Bemerkung des Hauptrcdaktcurs , der damit gewiß
keinen hämischen Seitenblick auf den Verfasser des Berich¬
tes in der Karlsruher Zeitung habe werfen wollen .

Welcher erwidert , daß das Wort hämisch nicht aus

seinem Munde gekommen sei . Er habe gesagt „höhnische
und habe nie den Abg . Trefurt anklagen wollen , daß er

seinen Freund gegenüber , den Abg . Platz , habe beleidigen
wollen . Wohl aber habe er eine Verletzung gegen den Ver¬

storbenen , zu dessen Ehren er gesprochen , zurirckweisen wol¬

len . Die Thatsache stehe nun fest, daß der Bericht der Frei¬

burger Zeitung unwahr sei . Eö stand die Unwahrheit da¬

rin , daß nur einige Mitglieder sich erhoben hätten , wäh¬
rend umgekehrt , die eminente Mehrheit aufstand , und nur

einige oder mehrere Mitglieder sitzen blieben . Dieö habe
er berichtigen wollen , und beigesetzt , daß es in der Karls¬

ruher Zeitung und im Landtagsblatt richtig stehe . Das

„ Spöttische " traf also ganz wo anders hin , als wohin cs

0
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der Abg . Trefurt jetzt leiten will , und chm werde man eS
nicht verargen , daß er mit Entrüstung einen solchen An¬

griff auf den verstorbenen Freund zurückgewiesen habe .
Die Tagesordnung führt zu der Diskussion über den

Bericht , die Weinheimer Wahl betreffend .
Auf das Ersuchen des Abg . Gerbe ! wiederholt der

Berichterstatter Schaaff die von einigen Wahlmännern er¬
hobenen Anstände . Sie beziehen sich theils auf einige un¬
deutlich oder unrichtig geschriebene Wahlzcttel ; theils dar¬
auf , daß der Wahlkommissär ihnen nicht ausdrücklich er¬
laubt habe , das Zimmer zu verlassen und ihre Zettel an¬
derswo zu schreiben ; ferner daß die Zettel nur Parthien -

weise vertheilt worden seien ; dann , daß Amtmann Gockel
welcher Wahlmann war , in der Nähe der Urkundsperso¬
nen Platz genommen , dadurch aber das Wahlgeheimniß
verletzt habe ; so wie , daß derselbe im Gasthause die Wahl¬
männer öffentlich dahin zu bestimmen gesucht habe , in sei¬
nem Sinne zu wählen . Endlich wird angeführt , daß sechs
Urwähler vom Muggensturmcr Hof nicht zur Wahl cinge -
laden worden seien . Der Redner verliest die Stelle des Pro¬
tokolls , welche sick, auf die zweifelhaften Wahlzettel bezieht
und erinnert , daß die Mehrheit der Kommission diese An¬
stände nicht für so erheblich gehalten , um die Wahl deßhalb
zu beanstanden . Ein Mitglied habe aber geglaubt , darum ,
weil Oberamtmann Gockel sich an de» Tisch der Kommis¬
sion gesetzt habe , die Wahl beanstanden zu müssen .

Gerbcl bestätigt , daß vier Mitglieder für Nichtbean¬
standung und nur eines für Beanstandung der Wahl ge¬
stimmt habe ; dagegen sei die Prüfung so eilig vorgenommen
worden , daß es unmöglich war , die Anstände genau zu prüfen .

Schaaff erklärt , daß in der Kommission allerdings eine

große Anzahl von Abgeordneten um die Mitglieder hrrgc -
standen seien und Bemerkungen cingcworfen hätten , so daß
die Mitglieder , welche nicht gerade , wie er , die Akten vor
sich gehabt hätten , wohl Einzelnes übersehen konnten .

Gerde ! hat bei der Wahl den Anstand , daß der Wahl¬
kommissär die -beanstandeten Wahlzettel nicht , wie der § . 83
der Wahlordnung verschreibt , den Akten beilegte . Er habe
sich dadurch selbst ein Urtheil angemaßt , das der Kammer
zustehe. Dicß sei hier um so wesentlicher , weil der Gewählte
nur eine Stimme über die absolute Mehrheit erhalten habe .
Wenn die Wahlmänner darauf dringen , daß diese Zettel den
Akten bcigclegt werden und der Wahlkommiffär sie ver¬
brannt habe , so sei dieß ein Anstandspunkt , der nickt mehr
geheilt werden kann . Er stellt den Antrag , die Wahl für
ungültig zu erklären .

Frhr . v . R ü d t bemerkt , daß in der Wahlkommission kein
Zweifel obwaltete , daß auf . den betreffenden Wahlzetteln

Niemand anders als Oberhofgerichtsrath Lstschgi gemeint
fei. Da nun kein Anstand erhoben wurde , so waren eigent¬
lich keine beanstandeten Zettel vorhanden . Hätten die Wahl¬
männer ihre Anstände vor Vernichtung der Zettel erhoben ,
so hätte der Wahlkommissär die Zettel den Akten bcigehef -
tet . Dicß war nicht möglich , da die Bedenken erst nach Ver¬
nichtung der Zettel vorgcbracht wurden . Der Redner glaubt ,
daß unter diesen Verhältnissen nicht behauptet werden könne ,
eö seien beanstandete Zettel vorhanden oder es sei die Wahl
selbst zu beanstanden .

Richter nimmt die Gründe der Beanstandung theils
aus dem Protokoll , theils aus der Petition . Er weist
aus den Bezeichnungen der Zettel in der Gegenliste nach ,
daß fünf davon ganz unleserlich , korrigirt und so irrig
geschrieben waren , daß wohl Zweifel über die Identität
der Person obwalten können . Welcher Umstand lasse sich
dafür anführen , daß diese Wähler den Oberhofgerichtsrath
Mschgi haben wählen wollen ? Nichts als die Vermuthung .
Damit begnüge sich die Wahlordnung nicht , welche sich im
§ 78 deutlich ausspricht : „ Wahlzettel , die unleserlich ge¬
schrieben sind , oder welche die Person der Vorgeschlagenen
nicht hinlänglich bezeichnen , und zu denen sich der Aus¬
steller zur Berichtigung nicht bekennt , werden zwar als
Vorschlag nicht beachtet , die Nummer des Ausstellers bei
Berechnung der absoluten Stimmenmehrheit aber mitge¬
zählt . " Der Wahlkommiffär hätte hiernach die Aufforde¬
rung zur Berichtigung ergehen lassen sollen . Dies hat er
nicht gethan und dazu noch den § . 83 verletzt , wornach er
die Zettel den Akten hätte beilegen sollen . In anderen
Bezirken sei man sorgsältiger zu Werk gegangen ; so bei
seiner Wahl , wo der Wahlkommiffär Geh . Rath
Schaaff einen Zettel , der eine unrichtige Bezeichnung
des Charakters enthalten habe , den Akten beilegte . » Es
sei auffallend , wie der Abg . Schaaff jetzt, wo 5 fehler¬
hafte Wahlzettel vorliegen , seine Ansicht ändere . Er glaubt
daher , daß hier die betreffenden Wahlzettel als fehlerhaft
zu betrachten seien . — Wenn nur einer ungültig war , so
muß die Wahl fallen , da Oberhofgerichtsrath Litschgi von
56 mehr nicht als 29 Stimmen erhielt . Es liegen aber
auch in der Petition Gründe zur Ungültigkeitserklärung .
Die Zettel wurden parthieenweise vertheilt und die Wahl -
mäuner mußten parthieenweise schreiben . Dies widerstreite
dem § . 77 der Wahlordnung , wonach die Wahlzettel ge¬
sammelt werden , wenn sämmtliche Wähler geschrieben
haben . In dem Gebot , in einem bestimmten Zimmer zu
schreiben , liegt ein Verbot , das HauS zu verlassen . Dazu
kömmt der weitere Umstand , daß der Hr . Oberamtmann
in Weinheim sich an den Tisch der Wahlkommission gesetzt
hat . Hierin liegt eine Beschränkung der Wahlfreiheit und
eive Verletzung des Wahlgeheimnisses . Er mußte auf
diese Weise erfahren , wer für den einen oder andern
Kandidaten gestimmt habe , da er die Unterschriften kennt
aus langjährigem Geschäftsverkehr . Wollte man über
diese Umstände leicht Weggehen , dann ermächtige man
die Negierung , noch weiter zu gehen ; dann können wir
der Verfassung ein Requiem singen ; denn ohne Wahl¬
freiheit ist die Verfassung nur ein Stück Papier .



Frhr . v . Rüdt wiederholt , daß wenn Zettel bei der

Verlesung beanstandet worden wären , es allerdings am

Platz gewesen wäre , sie den Akten beizulegen . Da dies

nicht geschah , so konnten spätere Einreden nicht beachtet
werden . Das Urthcil der Wahlkommission und der Ver¬

sammlung sei für die Nichtbeanstandung der Zettel maß¬
gebend . Man habe hier so viel davon gesprochen , es

müsse gesorgt werden / daß keiner sebcn könne , was der
andere schreibt , daß den Wahlkommissären nichts anderes

übrig geblieben sei , als die Wahlmänner parthienweise
schreiben zu lassen . Der § . 77 der Wahlordnung spreche
nicht dägcgen , indem er nicht sage , daß alle zugleich schrei¬
ben müssen . Einzelne Wahlmänncr seien aus dem Hause
gegangen und hätten im WirthShause geschrieben , so daß
sicher die Wahlfreiheit vollkommen gewahrt gewesen sei .
Auf die Angabe , daß Obeeamtmann Gockel sich an den

Tisch der Kommission gesetzt habe , erwähnt der Redner ,
er habe eine Anzeige , wonach derselbe in den Reihen der

Wahlmänner gesessen habe , so daß er nicht an dem Tische
war und keinen Stimmzettel in die Hand bekam . Es sei
aber bekannt , daß man bei den Wahlen übcrbaupt nicht
so ängstlich sei , daß gewöhnlich die Wahlmänncr um die

Kommission herumstehen . Der Redner bemerkt wiederholt ,
daß die Anstände in keiner -Weise geeignet seien , die Wahl
für ungültig zu erklären .

Welte findet ebenfalls in der Bcschwerdeschrift keine

zureichenden Gründe zur Beanstandung . Das Benehmen
des Beamten findet er zwar nicht lobenswerth , sondern
zudringlich ; allein wenn die Wähler charakterfeste Män¬
ner seien , wie sie seyn sollten , so würden sie sich durch die

Einwirkung deS Beamten , durch Rücksicht auf seine Gunst
oder Ungunst nicht bestimmen lassen . Eben so sei es nicht
erheblich , daß die Muggensturmcr nicht eingeladcn wurden ;
sie hätten sich beschwerend an die Behörde wenden sollen .
Dagegen findet er in den Akten wesentliche Mängel , welche
die Ungültigkeitserklärung rechtfertigen . Der § . 77 der

Wahlordnung sagt : „Der landesherrliche Kommissär , liest
die Vorschläge mit den Nummern der Wahlzettel ab ; der
Sekretär trägt sie in das Protokoll . Ein anderes Mit¬
glied der Kommission , das die abgelesene » Zettel empfängt ,
führt die Gegenliste ." Hieraus geht unzweideutig hervor ,
daß der Protokollführer die Namen so in das Protokoll
einzutragen hat , wie sie auf den Zetteln stehen . Dies ist
nicht geschehen . Der Amtsrevisor hat statt der genauen
Abschrift , wie sie in der Gegenliste steht , eingetragen :

„Oberhofgerichtsrath Litschgi in Mannheim ." Der Red¬
ner führt einzelne Beispiele an , wonach die Liste und

Gegenliste sich widersprechen , also alle Glaubwürdigkeit
des Protokolls wegfällt . — Ein zweiter Grund der Un¬

gültigkeit liegt in § . 78 der Wahlordnung ; es lagen Zet¬
tel vor , welche hiernach unstreitig den Wahlmännern hät¬
ten vorgezcigt werden sollen , was aber unterlassen wurde .
Endlich enthält tz . 83 einen Nichtigkeitsgrund , indem die
beanstandeten Zettel nicht zu den Akten gegeben wurden .
Aus diesen Gründen trägt der Redner auf Ungültigkeits¬
erklärung an .

Schmidt . Viele der Anstände der vorliegenden Wahl
finde ich nicht für so erheblich , wie sie hier dargeftellt

werden . Ich muß zuerst bedauern , daß setzt noch Wahl¬
acten vorgelegt werden , die vermöge ihrer Mängel eini¬

gen Grund zur Beanstandung ihrer Wahlen selbst geben ,
nachdem die Kammer vier volle Wochen damit zugebracht
hat , die Mängel an den Wahlacten hervorzuheben und

zu tadeln . Ich möchte bald versucht seyn , zu glauben ,
als sei es Absicht der Wahlcommissäre , einen immerwäh¬
renden Zündstoff durch mangelhafte Vornahme der Wah¬
len in die Kammer zu werfen , um dieselbe in der Mei¬

nung deS Volkes zu verdächtigen , als sei es ihr nur um
Streit und Hader zu thun , und als kümmere sie sich nicht
weiter um die materiellen Interessen des Landes . Ich
möchte wünschen , meine Herren ! daß wir einmal über daS

unfruchtbare Feld der Wahlstreitigkciten hinaus waren .
Was den Anstand in der vorliegenden Wahl betrifft , daß
Herr Amtmann Gockel in der Nähe der Wahlkommission
sich nicderließ , so möchte ich dies vielmehr auf Rechnung
der Neugierde setzen , als einer böswilligen Absicht zu-

schreiben . Der Anstand , daß mehrere Wahlzettel nicht
den Titel oder Namen des zu Wählenden genau bezeich-

neten und schrieben , ist zwar in Hinsicht aus § . 78 der

Wahlordnung ein größerer Grund zur Beanstandung der

Wahl . Wenn man aber bedenkt , wie viele unter den
Wablmännern sich befinden , die bei dem besten Willen nicht
im Stand sind, einen Titel oder Namen richtig z » schreiben ,
obwohl sie über die Person "

, die sie bezeichnen wollen , mst

sich ganz einig sind , so möchte auch dieser Grund von keiner

großen Erheblichkeit seyn . Der wichtigste Punkt scheint mir

der zu seyn , daß der Wahlkommiffär die beanstandeten
Wahlzettel verbrannte , und nicht nach der Wahlordnung
den Wahlactcn beifügte . Da aber aus der ganzen Wahl¬
handlung hcrvorgeht , daß es die Intention der Wähler
war , den Herrn Oberhofgerichtsrath Litschgi zu wählen , und
im Interesse der Zeit und der öffentlichen Meinung , die

sich bereits mißbilligend über die langen Wahldebatten aus¬

spricht , stimme ich dafür , zwar das Verfahren des Wahl¬
kommissärs streng su tadeln , aber die Wahl selbst für nicht
beanstandet zu erklären .

Frhr . v . Rüdt widerspricht der Aeußcrung des Abg .
Welte , daß Oberamtmann Gockel sich unvorsichtig zuge -

drängt habe ; er habe sich nicht anders benommen , wie ein
anderer Wahlmann . Der Redner weist die Aeußerung
des Abg . Schmidt zurück , als ob die Wahlkommissäre cs

darauf anlegten , die Wahlstreitigkeiten in der Kammer zu
verlängern . Früher habe man solche Anstände , wie sie

setzt Vorkommen , für unerheblich gehalten . Diesmal ver¬

fahre man sehr pünktlich , sa krittelig . ES komme kaum

irgend etwas vor , was nicht hervsrgchobcn uiH beanstan¬
det werde .

Welte bemerkt , daß er das Benehmen des Obcramt -

manns Gockel nach der Beschwerdeschrift benrtheilt , und

nicht sein Benehmen im Wirthshause , sondern bei der

Wahlhandlung zudringlich gefunden habe . Ein anderer

Wahlmann würde sich nicht leicht erlaubt haben , sich an

den Tisch der Kommission zu drängen .
Junghanns . Amtmann Gockel trage ein patriotisches

Herz im Busen und habe sich deshalb , wie Andere , bei der

Wahl thatig bewiesen . Die Wahlmänner seien meist Land -
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leute , nicht sehr erfahren im Schreiben und in Bezeichnung
der Titel . Darüber waren Alle einig , daß Niemand anders
gemeint war , als Oberhofgerichtsrath Litschgi . Wenn ein
Wähler einen Andern gemeint hätte , so musste er dies er¬
klären . Es geschah aber nicht . Darum mußte kein Zettel
den Akten beigehestct werden . Der Führer der Gegenliste
war ein 80jähriger Landmann , der nicht so gut schreiben
konnte ; daher die Abweichungen von der Liste des Amts -
rcvisors . Bei der früheren Wahl , wo Hr . Hofrath Welcker
gewählt wurde , kam Aehnlichcs vor , aber man erhob keine
Anstände . Wird die Wahl verworfen , so fällt die Ab¬
stimmung dem Urtheil des Landes anheim , das sich über
die Gründe aussprechcn wird , aus denen sie erfolgte .

Züllig kann bei den vielen andern Beschwerdcgründen
gegen die vorliegende Wahl auch den , daß mehrere Namen
nicht richtig geschrieben waren , nicht für so unerheblich
halten . Der Kandidat war vermuthlich vielen Wählern
landfremd , sie kannten ihn nur aus Empfehlungen ; von
wem , darüber wird Niemand im Zweifel scyn , besonders
wenn man den Bezirk kennt . Der Redner , welcher vor
wenigen Tagen den Bezirk bereiste , führt aus authentischer
Quelle nähere Umstände an . Daß Amtmann Gockel in dem
Gafthause die Wahlmänncr bearbeitete , kann man hingehen
lassen , man kann sagen , er war dazu als Wablmann berechtigt .
Ein Anderer würde übrigens wohl nicht so zudringlich gewesen
seyn . Seine größte Thätigkcit entwickelte er aber bei der
Wahl selbst . Er unterhielt sich lange mit dem Wahlkom¬
missär ; die Folge dcö geheimen Gespräches war , daß der
Wahlkommissär erklärte , die Wähler hätten sich parthien -
weise in ein anstoßendes Zimmer zu verfügen . Alö einige
dagegen protestirten , war die Antwort : cs geschehe der
Ordnung wegen . 2 >n Augenblick war ihnen der eigent¬
liche Grund nicht ganz klar . Späterhin ward er ihnen
deutlicher . Als sie hcraustraten , saß nämlich der Ober -
amtmann neben den Urkundspersone » , so daß er sic kon-
troliren und sehen konnte , ob sie das ihm gegebene Wort
hielten . Man

' bemerkte , daß er auch wirklich in die Zettel
hineinsah , besonders in solche , die man nicht recht lesen
konnte . So verhält es sich , obgleich der Herr Präsident
des Ministeriums des Innern nach feinen Notizen cs in
Abrede stellt . — Hinsichtlich der Nem,xm fc * bas Nöthige
schon vorgetragcn ; es seien nicht nur in der Bezeichnung
des Charakters Unrichtigkeiten , sondern aus dem Wider¬
spruch zwischen Protokoll und Gegenliste erbelle schon , daß
die Zettel unleserlich geschrieben

'
waren . Es sei darunter

ein Name , der eine andere Person in Weinhcim bezeichne ,
und damit falle die Wahl . Eine oder die andere That -
sache könnte vielleicht durch Untersuchung erhoben werden .
Der Redner will aber nicht darauf antragen , da Gründe
genug vorlicgcn , die Wahl für ungültig zu erklären .

Dl ei dorn schließt sich diesem Anträge besonders darum
an , weil auf einem Zettel Oberhofrichter Litschgi stand¬
während es nur einen Obcrhosrichtcr Stengel gebe . Wegen
eines ähnlichen Falles sei eine Bnrgermeisterwahl in Dur -
lach für ungültig erklärt , und bei der zweiten Wahl ein
Anderer gewählt worden .

Weller hat keinen Zweifel , daß die Wahl nach § . 77 ,
78 und 83 der Wahlordnung für ungültig erklärt werden

müsse , da nach Abzug der beanstandeten Zettel keine Mehr¬
heit bleibe . Die Einwendung , daß diese Zettel nicht zu
den Akten genommen werden konnte » , weil die Beanstan¬
dung zu spät erfolgt sei , liege nicht in der Schuld der
Wahlmänner , sondern des WahlkonimiffärS , der , gegen
die Vorschrift , die Zettel vor Schluß des Protokolls ver¬
brannt , also durch Verletzung des § . 83 der Wahlordnung
die Beobachtung der § 8. 77 u . 78 unmöglich gemacht habe .

Durch Vorlesung der betreffenden Stelle deö Protokolls
wird diese Angabe bestätigt .

Sander erinnert , daß der Hr . Präsident des Mini¬
steriums des Innern auf die Anfrage deö Abg . v . Jtzftein
wegen Verschiebung der Lahrer Wahl bemerkt habe , man
müsse den Wahlkommissären Zeit geben , sich zu präpari -
ren . Die vorliegende Wahl ist am weitesten hinaus gescho¬
ben worden . ES scheint aber der Wahlkomniiffär die Zeit
nicht sowohl dazu benutzt zu haben , sich zu präparircn , als
vielmehr mit Hülfe dcS Beamten die Wahlmänner in einem
gewissen Sinne zu präpariren . Dies diene zugleich als
Antwort auf den Vorwmrf , daß die Kammer die Wahlen
zu streng bekrittele . Wer würde sich nicht gewundert ha¬
ben , wenn wir , nach den großartigen Veranstaltungen
der Regierung , die Wahlen in ihrem Sinne zu lenken ,
nach allen Umtrieben der Beamten , dies Alles ungerügt
hätten hingehen lassen ! Nein , wir haben nicht zu viel ge-
than , ja wir hätten noch mehr thnn sollen . Die hier vor¬
liegende Wahl ist so handgreissich unrichtig , daß ich mich
wundere , wie man darüber streiten kann , hier , wo Rechte
der Wahlmännner , der Kammer und des andern Kandi¬
daten in Frage stehen , da eine Stimme entschied und wir
5 — 8 Stimmen bestreiten , das ganze Protokoll als unrich¬
tig erkennen müssen . Wir sind verpfllchtet , die Wahl zu
verwerfen . Betrachtet man daö Protokoll , so findet man ,
daß der Amtsrevisor selbst den Namen unrichtig geschrie¬
ben hat , wahrscheinlich um selbst zu beweisen , daß unle¬
serliche Zettel vorkamen . Ist dieS der Fall , so lag ein
Allstand da , also hatte der Wahlkomniiffär die Pflicht , die
beanstandeten Zettel vvrzulegen . Es sind aber nicht nur
unwichtige Namen , sondern auch total verschiedene Titel
vorhanden ; solche Wahlzelle ! sind , wie Lichtenbergs Mes¬
ser , woran das Heft fehlt und das keine Klinge bat .
Solche Zettel darf man nicht zählen , wo es sich lim Eine
Stimme handelt . Es ist endlich nach dem Protokoll er¬
wiesen , daß die Zettel nicht verbrannt wurden , wie es
sich gehörte ; es geschah nämlich gleich nach der Abstim¬
mung , gegen die Vorschrift des §. 83 der Wahlordnung ,
wonach es erst nach dem Schluß des Protokolls geschehen
sollte . Zudem ist in dem Formular ausdrücklich vorge¬
schrieben , daß die beanstandeten Zettel beigelegt werden
sollen . Hier aber wurden die Zettel verbrannt und dann
gefragt , ob Jemand einen Anstand habe . Wenn man diese
Wahl anerkenne , so gebe man damit zn , daß keine Vor¬
schrift von Seiten der Wahlkvnimissäre mehr zu beachten ,
kein Anstand von der Kammer zu untersuchen , sondern nur
nach oberflächlichem Ermessen zu beurtheilen sei . Ich kann
zugebcn , daß die Wähler den Abg . Litschgi wählen woll¬
ten , allein dies reicht nicht hin . Die gesetzlichen Formen
müssen beobachtet werden , besonders wo cs auf eine Stimme
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ankömmt . Es fei auch möglich , daß ein Wahlmaiin un¬
leserlich schrieb , um sein Gewissen rein zu halten ; er wollte
sich von seinem Versprechen los machen , ohne gerade den
Gegenkandidaten zu wählen . Der Redner stimmt für Ver¬
werfung der Wahl .

Bader erklärt , daß er die Maßregeln der Regierung
bei den Wahlverhandlungen eben so sehr mißbillige , als

irgend Jemand . Er lasse sich dadurch aber nicht bestimmen ,
die Wahlen nach politischen Rücksichten zu beurtheilen ; er
halte sich an das Gesetz . — Die von dem Abg . Züllig
erzählten Vorgänge können ihn nicht auf eine andere An¬
sicht bringen , da sie nicht konstatirt seien. Der Redner sucht
auszuführen , daß die § § . 77 und 78 der Wahlordnung
nicht verletzt seien , da die Wahlkommission allein zu ent¬
scheiden habe , ob ein Zettel zu beanstanden und nach § . 83
dem Protokoll beizulegen sei . Wenn Wahlmänner Anstände
erheben wollten , hätten sie es bei Zeit lhun solleu .

Sander . Dies ist geschehen.
Bader . Es ist den Wahlmännern nickt unmöglich ge¬

wesen , ihre Einsprache bei Zeit vorzubringen . Das Moment ,
daß Oberamtmann Gockel sich an den Tisch der Wahl¬
kommission gesetzt und die Wahlzettel eingesehen habe , sei ,
— abgesehen davon , ob nicht jeder Wahlmann das Recht
dazu besitze — ohne Einfluß auf die Freiheit der Wahl ,
da es nach der Abstimmung geschah . ( Mehrere Stimmen :
Nur die erste Parthie hatte gestimmt , die anderen nicht ) .
Auch die Widersprüche zwiscken der Liste und Gegenliste
kommen fast bei jeder Wahl vor . Der Redner erklärt sich
für die Gültigkeit .

Waag bemerkt ebenfalls , daß wegen der Ungleichheit
der Liste und Gegenliste fast bei jeder Wahl Anstände er¬
hoben werden könnten . Bei der Wahl des Abg . Helbing
seien 15 solche Zettel vorgekomme » , wo der Name unrichtig
geschrieben war . In Weinheim erscheinen nur zwei Kan¬
didaten und man habe die unleserlichen Zettel

'
unmöglich

für Hecker lesen können . Oberbofgerichtsrach Litschgi sei
dem Bezirk Weinheim nicht landfremd , da er schon mehrere
Jahre Abgeordneter war und der Bezirk an den landstän¬
dischen Verhandlungen Antheil nehme . Die Angaben , die
vom Abg . Züllig erzählt wurden , könnten , wie verschiedene
vorgekommene Fälle beweisen , unrichtig seyn ; die daran

geknüpften Betrachtungen aber seien für ihn nicht maß¬
gebend .

Helbing . Wenn bei der Wahl in Emmendingen die
15 Zettel dem Kandidaten abgezogen worden wären , so
hätte er doch die Mehrheit gehabt .

Rindeschwend er . Es sind gegen die Wahl so viele

Roßmängel angeführt , daß mir wenigstens die Ungültigkeit
derselben ganz klar ist . Ich verzichte daher aus die weitere
Ausführung und wünsche im Interesse der Zeit , daß die

übrigen Redner meinem Beispiele folgen möcküen . Nur eine
einzige Bemerkung muß ich noch beifügen : Zum wieder -
holtenmale nimim sich der Abg . Junghannö die Freiheit ,
eine Partei in der Kammer hinsichtlich der Gewissenhaftig¬
keit ihrer Abstimmung zu verdächtigen . Der Redner findet
ein solches Benehmen im höechsten Grade lieblos und un¬
recht . Der Abg . Jungbanns möge nur dafür sorgen , daß
das öffentliche Urtheil nicht auf sein Haupt zurücksalle . Er

unterstellt sich der öffentlichen Meinung gern , und wünscht
nur , daß sie ein besseres Organ als unsere Zeitungen haben
möchte . Er wünscht , daß in Zukunft solche Verdächtigungen
unterbleiben , sonst werde er sich veranlaßt sehen , ähnliche
Bemerkungen zu machen .

Jung Hanns . Er werde sich dem öffentlichen Urtheil
jederzeit gern unterwerfen und setze voraus , daß dieß Alle
eben so gern thun werden . Dieß habe er aussprechen , aber
keine Partei verdächtigen wollen .

Schaaff . Die Gründe für die Ungültigkeit der Wahl
seien bereits durch Andere , namentlich durch den Abg .
Bader widerlegt , der besonders darauf aufmerksam machte ,
daß nickt das Gesetz vorschreibt , daß der Wahlkommiffär
die Wähler zu fragen habe , ob sie Anstände finden , sondern
nur die Instruktion . Diese zu beobackten , dafür sei er der

Regierung verantwortlich , aber die Kammer könne darauf
kein großes Gewicht legen . Der Wahlkommiffär hat mit
der Kommission zu entscheiden , ob ein Wahlzettel zu be¬
anstanden sei ; sie scheinen allerdings Anstände gehabt zu
haben , da die unkorrekten Namen im Protokoll eben so
geschrieben seien , wie im Wahlzettel .

*
Dadurch sei die

Vorlage der Wahlzettel erseht und die Möglichkeit ge¬
geben,

'
zu beurtheilen , ob die Zettel zu beanstanden

seien . Ihm blieb kein Zweifel , daß Niemand anders als
Oberhofgerichtsrath Litschgi gemeint war . Hiemit begegne
er zugleich dem Vorwurf der Jneonsequenz , den ihm der
Abg . Richter gemacht . Als Wahlkommiffär habe er ganz
andere Pflichten , wie in seiner Eigenschaft als Abgeordneter .
Als Wahlkommiffär müsse er streng beobachten , was das
Gesetz fordert , abkr auch noch auf die Launen der mora¬
lischen Person achten , die in höchster Instanz zu entscheiden
habe . Wenn er nun wisse , daß die Kammer streng sei,
so hefte er einen Zettel , wenn er schon für ihn nicht zwei¬
felhaft sei, doch lieber den Akten bei . Die Anstände gegen
die Zettel können ihn nicht bestimmen , die Wahl ungültig
zu erklären . Es sei ein Vorwurf für die Wahlmänner ,
daß sie nicht besser geschrieben haben , und für den Greis ,
der die Gegenliste geführt habe . Das parthieenweise Ab -
treten der Wahlmänner sei in der Petition nicht klar , ob¬
gleich man durch den Abg . Züllig einiges Nähere erfahren
habe . Die Stelle der Petition habe keinen rechten Sinn
und komme ihm etwas spanisch vor . Durch die schriftliche
Erklärung des Oberamtmanns Gockel sei bereis größten -
theils die Angabe widerlegt , daß er die Zettel kontrollirt
habe ; dies sei auch nicht gesetzlich verboten . Im Interesse
des Wahlbezirkes ersucht der Redner die Kammer , die
Wahl für gültig zu erklären . Man könnte sonst das
Glcichniß von dem Messer ohne Heft und Klinge , welches
der Abg . Sander gebraucht habe , auf den Wahlbezirk
Weinheim anwenden , der in der Wahlordnung aber nicht
in der Kammer vertreten sei.

Frhr . v . Rüd t bemerkt , der Vorwurf , imWahlprotokollseien
mehrere Namen nicht genau so geschrieben , wie der Ge¬
wählte cheiße , sei eher eine Anerkennung der Genauigkeit
des Protokollführers .

Schaaff bestätigt dies , und verliest einige dieser Na¬
men , die so , wie sie geschrieben sind , etwas sonderbar
lauten .
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Rindeschwende r . Es scheint nun doch , daß der Abg .
Echaaff spanisch versteht .

Frhr . v . Rüdt . Aus der Vergleichung der Gegenliste
kann man auch nicht auf die Gültigkeit oder Ungültigkeit
deS Protokolls schließen , denn solche Abweichungen kommen
häufig vor . Bezüglich auf die Vernichtung der Wahlzettel ,
kann er den § . 83 nicht wie mehrere Redner aüslegen . Es
heiße nicht , daß es nach dem Schluß des Protokolls ge¬
schehen müsse , sondern nachdem -das Ergebniß der Wahl
bekannt ist , und dies geschieht meistens darum , weil den
Wahlmännern viel daran liegt , zu wissen , daß kein Miß¬
brauch mit ihren Zetteln getrieben wird .

Welcker beruft sich auf die Vorträge früherer Redner
für das , was er habe ausführen wollen , und will nur We¬
niges beifügen . Wenn cs auf die einzelnen Formalitäten
allein ankäme , dann könnte man über solche Mängel weg¬
sehen . Aber hier , wo es auf eine Stimme ankömmt , und
dabei Umtriebe von Seiten der Beamten vorliegen , kassire
er die Wahl .

Regenaucr erklärt , daß er die behaupteten Umtriebe
rein widerspreche . — Die Diskussion wird geschloffen - der
Antrag des Abg . Gerbet , die Wahl für ungültig zu er¬
klären , zur namentlichen Abstimmung gebracht und mit
25 gegen 24 Stimmen angenommen . Für den Antrag
stimmen : Baffermann , Binz , Bissing , Blankenhorn -Kraft ,
Bleidorn , Gerbel , Gottschalk , Grether , Helbing , Hoffmann ,
Hundt , v . Jtzstein , Knapp , Lenz, Matby , Meyer , Posselt ,
Reichenbach , Richter , Rindeschwender . Sander , Welcher ,
Weller , Welte , Züllig . Dagegen : Bader , Bannwarth ,
Böhme , Fischer , Goll , Herrmann , Jörger , Junghanns ,
Lang , Leiblcin , Löffler , Marlin , Metzger , v . Neubronn ,
Platz , Regenaucr , Schaaff , Schanzlin , Seltzam , v . Stock¬
horn , Tresurt , Vogelmann , Waag , Wetzel .

Bissing berichtet über die Wahl von Schwetzingen
( Rettig ) . Dieselbe wird nicht beanstandet und der Bericht¬
erstatter führt hinsichtlich der Leitung der Wahl folgendes
an : Ihre Kommission erkennt in der besondern Erklärung
des Wahlkommissärs , daß die Wahlmänner ihre Zettel
schreiben könnten , wo sie wollten , selbst außer dem Hause ,
einen Akt der höchsten Unparteilichkeit und Gewissenhaftig¬
keit, welcher noch weiter dadurch bestätigt wird , daß der
Wahlkommissär zufolge des Protokolls die Wahlzettel , ehe
er sie ausgab , mischen ließ , um jedem Schein einer Ver¬
letzung des Wahlgeheimnisses vorzubeugen . Meine Herrn ,
würden sich alle Wahlkommiffäre einer solchen sorgfältigen ,
gewissenhaften und unpartheilichen Ausübung ihres Amtes
unterzogen haben , so hätten wir uns schon längst mit dem
eigentlichen Zwecke unserer Mission befassen können .

Sander und v . Jtzstein schließen sich dem Berichter¬
statter in dem Lobe der Unparteilichkeit des WahlkommiffärS
an , finden darin die beste Rechtfertigung der Ansichten der
Kammer hinsichtlich der Wahlfreiheit und insbesondere be¬
merkt noch v. Jtzstein , daß selbst die Wahlmänner , welche den
Regierungskandidalen nicht wählten , ihm die nachahmungS -
werthe Unparteilichkeit des WahlkommiffärS gerühmt hätten .

Gottschalk spricht ebenfalls dem Wahlkommiffär seinen
öffentlichen Dank aus . Dies sei der Weg zur Versöhnung
und es sei zu bedauern , daß die Weinhcimer Wahl , welche

14 Tage , nachdem die Kammer mit den Wahlprüfungen be¬
schäftigt war , vorgenomnien wurde , mit so groben Ungesetz¬
lichkeiten behaftet gewesen sei .

Frhr . v. R ü d t erklärt , daß der Wahlkommissär von Seiten
der Regierung keineswegs die Vorschrift erhalten habe , den
Wahlmännern zu erlauben , außer dem Hause zu schreiben .
Die Regierung behalte sich das Recht vor , die Wahlkommis¬
säre anzuweisen , den Wählern daS Verlassen deS HauseS
nicht mehr zu gestatten .

Schaaff entgegnet , daß er als Wahlkommissär nicht
allein die Instruktion vor Augen habe , sondern auch darauf
Rücksicht nehmen müsse, daß die Kammer über die Wahlen
souverain entscheide .

v . Jtzstein behauptet , unter Bezug auf die früheren
Verhandlungen , daß es nicht erlaubt sei , die Wahlfreiheit zu
beschränken . Die Kammer werde ihr Recht zu wahren wissen
und die Wahlen verwerfen , bei denen solche Beschränkungen
Vorkommen .

Knapp theilt die Ansicht des Abg . Gottschalk wegen
der Wahlkommiffäre ; diese sollten streng an die Form ge¬
bunden werden . Wenn sie dagegen fehlen , so Verfälle man
sie in die Kosten der Wahl . Ist dicß einmal geschehen, so
werden sie sich in Acht nehmen . Die zweite Ansicht über
die Freiheit der Wahl theilt er nicht . Ein geräumiges Lokal
muß vorhanden seyn , worin die Wähler unbemerkt schreiben
können , aber aus dem Saale sollen sie nicht . Der freie
Mann brauche freilich eine Beschränkung nicht , aber der
Feige sei außerhalb des Hauses allen Einflüssen preis -
gegeben . Er könne zu dem Beamten , zu dem Amtsrevisor
u . s. w . hingehen und sich dort bestimmen lassen , wie er
wählen soll. Der Redner will der katholischen Geistlichkeit
nicht das Wort sprechen , man könne ihr aber nicht den
Vorwurf macheu , daß ihre Einrichtungen ungeschickt seien .
Bei allen ihren Wahlhandlungen aber dürfe sich Keiner
aus dem Lokal entfernen .

Frhr . v . Rüdt . Die Regierung wird ihre Instruktion
nach dem 8 - 73 der Wahlordnung richten , wonach den
Wählern nur gestattet ist, abzutreten , um sich v o r der Ab¬
stimmung unter e i n a n d e r zu besprechen .

Welcher will den Streit nicht verlängern , allein doch
darauf aufmerksam machen , daß die Freiheit deS Abtretens
bis zum Ab geben der Stimme Gesetz sei ; daran
müsse man halten . Die Freiheit sei gesetzlich , und eine Be¬
schränkung ungesetzlich .

Sander . ES heißt im § . 73 : Es ist den Wählern ge¬
stattet , im Ganzen oder theilweise nach Belieben abzu¬
treten , um sich vor der Abstimmung unter einander zu be¬
sprechen , und ich habe bewiesen , daß die Abstimmung die
Handlung der Uebergabe der Stimmzettel ist , daß also bis
zu diesem Zeitpunkt die Wähler hingehen dürfen , wohin sie
wollen .

Frhr . v . Rüdt verliest den § . 73 zur Unterstützung sei¬
ner früheren Behauptung , daß die Wähler nur vor
dem Schreiben der Stimmzettel abtreten dürften , um sich
unter einander zu besprechen .

Sander . Ich kann mich , nachdem ich meinen Zettel ge¬
schrieben habe , noch mit Jemand berathen , ob ich ihn so
lassen soll.

i
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Gerbel glaubt , daß kein Zwang für die Wähler bestehe,
die Stimme geheim zu halten . Das Gehcimhaltcn gelte für
die Beamten , die dafür zu sorgen haben , daß kein Unberu¬
fener sich zudränge . — Dabei müsse er bemerken , die Partei ,
von der man immer spreche, sei nicht Schuld an der Verzö¬
gerung der Wahlprüsungcn . Die Wahlkommissäre dürften
nur die Wahlordnung lesen, um sich zu überzeugen , daß sie
nicht berechtigt sind , die Wähler am Hinausgehen zu hin¬
dern , wie das Beispiel dcö Abg . Schaaff beweise . Man
hätte bei verschiedenen Wahlen , namentlich bei der des Abg .
Mathy u . A . gesehen , wie von den RegierungSdeputirlen
AllcS hcrbcigezogen wurde , um Anstände zu erheben , während
von anderer Seile mehr Nachsicht bewiesen worden sei .
Wollte man aber , um bald fertig zu werden , über Anstände
Weggehen von so schwerer Art , wie sie hier voniegen , so
könne er dieß mit seinem Pflichtgefühl nicht vereinigen .

R e g e n a u e r will die Wahlkommisstvn in Schuh neh¬
men , indem er bemerkt : Wenn Abg . Schaaff ein Mustcr -
protokoll vorgclegt habe , so sei er in einer guten Schule und
habe seit 4 Wochen ein Kollegium gehört , das man sonst
nirgends finde . Auf die Bemerkungen deö Abg . Gerbel
wolle er nichts erwidern , da die Verhandlungen öffentlich
vorliegcn . Die Regierungsdeputirten , wie er sie nenne , hät¬
ten manches mit dem Mantel der Liebe bedeckt.

Bissing . Der Schule , die der Abg . Rcgenauer hin¬
sichtlich deS Wahlkommissärs Schaaff anführt , setze er hin¬
sichtlich der andern Wahlkommissäre das bisherige Re¬
gier » n g s sy st e m entgegen , wornach mißliebige Beamte
als zerbrechliche Instrumente erklärt werden .

R e g e n a u c r und B v g e l m a n n . Das paßt nicht .
Bissing . Doch ! Doch !
Die Wahl des Abg . Reisig wird nach dem Antrag der

Kommission für nnbeanstandet erklärt .
Bissing berichtet ferner über die Wahl von Elten -

Heim ( ZilleO . Sic wird für unbeanstandet erklärt .
Hclbiug erstattet Bericht über die Wahl von SiuS -

h e i m ( Gastroph ) . Die Wahlhandlung selbst ist in Ord¬

nung . Es wurden aber von zwei Wahlmännern Protesta -
tionen eingelegt , die sowohl im Protokoll als ausführlicher
in einer heute eingckvmmenen Eingabe enthalten sind . Sie
beziehen sich aus die Ungültigkeit der Urwahlen in Sins¬
heim , auf die Umtriebe der Beamten und auf die Rede
des Wahlkommissärs , welcher gesagt habe : Die Volkspartei
sei feindselig gegen die Regierung und wolle ihr wenig
oder nichlö bewilligen . Der Wahlkommiffär habe daraus
Veranlassung genommen , seine Rede in das Protokoll nie -

derzulegcn und sammtliche Wahlmänner , mit Ausnahme
des Oekonomen Fuchs , haben die Richtigkeit nachstehender
Darstellung bestätigt :

„Er habe mit keiner Svlbe erwähnt , daß die VolkS -

parthci der Regierung wenig oder nichts bewilligen wolle ,
sondern der Inhalt seiner Rede sei außer der Belehrung
über die Wichtigkeit des HandgclübdeS nur dabin gegan¬
gen , die Versammlung unter Hinweisung aus die öffentli¬
chen Blätter über die Veranlassung zur heutigen Wahl zu
verständigen , und sie unter gleicher Hinweisung auf den
notorischen Gang derLandtagsverhandlungen und die sonst
hinlänglich bekannte » Zustände unseres Vaterlandes dar¬

auf aufmerksam zu machen , daß leider die badischen Bür¬

ger großentheils in zwei sich schroff gegenüberstehendc Par¬
teien getrennt seien , von welchen die eine das wahre Beste
des Vaterlandes nur in einer mehr feindseligen Haltung
gegen die Regierung , im Wege deS Tadels , deS unausge¬
setzten Widerspruchs , deS Trotzes und des Mißtrauens
verfolgen zu niüffen glaubte , während die andere Partei
die Stellung der Kammer und derDeputirten in der Weise
aufsasse , daß zwar dem Volksvertreter da , wo er mit der

Regierung seiner inncrn Ueberzeugung nach nicht einver¬
standen feie , ernster Widerspruch wohl zieme , daß solches
jedoch immer in würdiger , das Ansehen der Regierung
nicht herabsetzender Weise geschehen müsse , und daß in so
fern die Deputirten berufen seien , gemeinsam mit der Re¬

gierung in gegenseitigem Vertrauen und in freundlichem
Einvernehmen mit derselben zum Besten des Vaterlandes
hinzuwirken . Sie , die Wahlmänner , hätten nun bei ihrer
heutigen Wahl mit ihrem Gewissen zu Rathe zu gehen ,
welche von beiden Stellungen für das Beste des Vater¬
landes sic zuträglicher halten . " Später erklärte noch Wahlmann
Fuchs die Worte : „ Feindliches Auftreten gegen die Re¬

gierung " , nicht aber „ die mehr feindliche Richtung " vernom¬
men zu haben , welchem der Wahlkommiffär nicht widersprach .

Der Berichterstatter fährt fort : Der Wahlkommiffär habe
unter den Parteien offenbar die Volks - und die Regierungs¬
partei gemeint , die beide ihre Vertreter in der Kammer
haben , der ciuen das größte Lob gespendet , die andere mit
den schwärzesten Farben geschildert . Man könnte diese Ver -

läumdungen mit Stillschweigen übergehen , wenn sie nicht
von einem Mitgliede der Kammer an einem Orte vorge¬
bracht worden wären , wo sie tiefen Eindruck machen mußten .
Nach tz . 71 der Wahlordnung habe der Commissär im

Allgemeinen die Eigenschaften eines würdigen Abgeordneten
auseinander zu setzen , dürfe sich aber eben so wenig , wie

irgend ein anderes Mitglied derWahlkommiffion erlauben ,
auf irgend eine Weise auf das Resultat der Wahl ein -
wirkcn zu wollen . Der Wahlkommiffär habe dagegen ein
die Wahrheit entstellendes Bild entworfen und offenbar
dadurch auf die Wahl eingewirkt . Die Mehrheit der Com¬

mission ist der Meinung , daß der Wahlkommiffär seine
Besugliiß überschritten habe , und so leid es ihr thut , die

Wahlverhandlunqen verlängern zu müssen , trägt sie doch
niil 3 gegen 2 Stimmen auf Verwerfung der Wahl an .

Die Abg . Rcttig und Zittel werden beeidigt .
Frhr . von Rüdt übergibt die Wahlakten des fünften

Aemterwahlbezirks S t o ck a ch (Kucnzer ) und bemerkt da¬

zu : die Kurie habe dem Abg . Ku e n zer den Urlaub ver¬

weigert , wogegen er Rekurs eingelegt . Das Ministerium
habe nicht gefunden , daß die Kurie ihre Bcfugniß über¬
schritten habe . Es stehe aber dem Gewählten der weitere
Rekurs an das Staalsministcrium offen . Derselbe habe die

Wahl definitiv angenommen und die Vorlage der Akten

erfolge , weil so sehr darauf gedrungen worden sei .

Die Diskussion über die SinSheimer Wahl wird auf
die Tagesordnung für morgen gesetzt und die Sitzung ge¬
schlossen.
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